
— § 89 (Unterstützung von Organisationen, deren Be
strebungen gegen den Bestand oder die Sicherheit 
der Bundesrepublik oder gegen Verfassungsgrund
sätze gerichtet sind),

— §§ 90, 91 (Vorbereitung von Sabotagehandlungen),
— § 100 Abs. 1 (Geheimdienstliche Nachrichtenbeschaf

fung),
— § 100c (Einflußagenten).
Diese neuen Tatbestände und auch die Erweiterun
gen, die z. B. die §§ 80 (Hochverrat gegen die Bundes
republik), 85 (Hochverräterische Publikationen), 92 
(Staatsgefährdende Sabotage), 96 (Strafschärfung 
bei verfassungsverräterischer Absicht) im Verhältnis 
zum geltenden Recht bringen, haben einen viel grö
ßeren Umfang als die Streichungen und Einengungen. 
Hinzu kommt, daß der Entwurf keine Bestimmungen 
zum Schutze des Friedens enthält, obwohl Art. 26 GG 
eine solche Forderung erhebt. Nach wie vor werden 
mit dem Entwurf Beziehungen zwischen beiden deut
schen Staaten und ihren Bürgern, demokratische Be
strebungen gegen das westdeutsche Regime, Streiks 
und oppositionelle Bestrebungen mit Strafe bedroht.
Der Regierungsentwurf eines 8. Strafrechtsänderungs
gesetzes bringt also keine demokratische Reform des

westdeutschen politischen Strafrechts, sondern eine 
Verschärfung der Gesinnungsverfolgung gegen alle 
Kräfte, die den Regierungskurs nicht billigen. Dabei 
geht es nicht um einen eigentlichen Staatsschutz, son
dern um den Schutz der Bonner Machthaber und ihrer 
Politik. Die Gefährlichkeit des Entwurfs wird noch 
deutlicher, wenn man berücksichtigt, daß er im „Not
standsfall“ noch durch entsprechende Notverordnun
gen, z. B. die Notverordnung zur Ergänzung des Straf
rechts, ausgebaut werden kann.
Eine wirkliche Reform des westdeutschen Staatsschutz
rechts müßte demgegenüber folgende Forderungen 
verwirklichen:
— Das Strafrecht und die Spruchpraxis müssen im 

Interesse der Wiederherstellung demokratischer 
Verhältnisse auf das Grundgesetz zurückgeführt 
werden;

— die Bundesrepublik muß die völkerrechtlich und 
verfassungsrechtlich (Art. 26 GG) gebotenen Straf- 
tatbestände schaffen;

— das Strafrecht muß als Teil einer demokratischen 
Erneuerung so gestaltet werden, daß die gesell
schaftlichen Kräfte zur Bekämpfung der außer
ordentlich hohen Kriminalität und ihrer Ursachen 
wirksam werden können.

diasckldssa das Präsidiums das Obarstau Qarichts
Zur Anwendung der Richtlinie Nr. 18 des Plenums des Obersten Gerichts 
über die Bemessung des Unterhalts für minderjährige Kinder vom 14. April 1965 
(GB’.II S. 331)
Beschluß des Präsidiums des Obersten Gerichts vom 21. September 1966 — I Pr 1 — 7,66.

1. Der in der Richtlinie Nr. 18 unter Abschnitt V Ziffer 2 
gegebene Hinweis, bei einer Unterhaltsverpflichtung 
gegenüber einer nicht berufstätigen Ehefrau so zu ver
fahren, als würde etwa noch an zwei weitere Kinder 
der ersten Altersgruppe Unterhalt zu leisten sein, stellt 
lediglich eine Orientierung für den Fall dar, daß der 
vom Kind in Anspruch genommene Vater seiner nicht 
berufstätigen Ehefrau unterhaltsverpflichtet ist und 
hierfür kein Schuldtitel vorliegt.
Die Richtlinie enthält nur verbindliche Grundsätze 
über die Bemessung des Unterhalts für minderjährige 
Kinder. Diese dürfen weder auf den Unterhaltsanspruch 
eines getrennt lebenden Ehegatten (§ 18 FGB) noch 
eines geschiedenen Ehegatten (§ 29 FGB) schematisch 
angewendet werden. Bei derartigen Ansprüchen müssen 
alle Umstände des Einzelfalles berücksichtigt werden, 
und es ist zu prüfen, welche Bedürfnisse der berech
tigte Ehegatte hat und in welchem Umfang diese nach 
der wirtschaftlichen Lage des Verpflichteten gedeckt 
werden können.
Bei Ansprüchen unterhaltsberechtigter getrennt leben
der Ehegatten ist besonders zu beachten, daß diese in 
in der Regel auch weiterhin eine Reihe finanzieller 
Verpflichtungen zu erfüllen haben, die sich aus den 
Lebens Verhältnissen bei bestehender häuslicher Ge
meinschaft ergeben und nach wie vor auf dem Haus
halt lasten. Der getrennt lebende Ehegatte kann inso
weit nicht dem geschiedenen Ehegatten gleichgestellt 
werden, der seine Lebensverhältnisse unabhängig von 
den in der Ehe entwickelten Lebensgewohnheiten und 
den zwischen den Ehegatten getroffenen Vereinbarun
gen selbständig gestaltet.
2. Unterhaltsansprüche von Kindern und Ehegatten im 
Ehescheidungsverfahren sind gleichrangig zu behan
deln (§ 86 Abs. 2 FGB). Es ist unzulässig, vom zugrunde

zu legenden Einkommen des Verpflichteten zunächst 
den Unterhalt für die Kinder festzusetzen und erst vom 
übriggebliebenen Betrag den für den geschiedenen Ehe
gatten zu leistenden Unterhalt zu bestimmen oder um
gekehrt. Vielmehr ist von einer einheitlichen Grund
lage auszugehen und danach für die einzelnen Berech
tigten der Unterhalt zu bemessen.
3. Macht es sich bei Anwendung der Richtlinie Nr. 13 
notwendig, wegen des Einkommens des Unterhaltsver
pflichteten oder wegen umfangreicher Unterhaltsver
pflichtungen Beträge festzusetzen, die nicht unmittel
bar aus den Richtsätzen entnommen werden können, 
so sind sie auf 5 bzw. 10 MDN auf- oder abzurunden. 
Beträge zwischen 5 und 10 MDN, also z. B. 57 oder 
103 MDN, sollten schon deshalb nicht festgesetzt wer
den, weil hierdurch entgegen den Voraussetzungen des 
§ 22 FGB schon bei geringfügigen Einkommensverän
derungen die Erhöhung oder Herabsetzung des Unter
halts um einen geringfügigen Betrag mit der Begrün
dung beantragt werden könnte, daß der festgesetzte 
Unterhalt nicht mehr im vollen Umfange den jetzt 
gegebenen Verhältnissen entspreche.
4. a) Keine einheitliche Praxis besteht bei der Bemes
sung des Unterhalts, den verpflichtete Rentenempfän
ger zu zahlen haben. Bei Mindestrenten und solchen, 
die den Mindestsatz nur wenig übersteigen, ist grund
sätzlich mit der Abführung des zusätzlich zur Rente 
gewährten Kindergeldzuschlages von monatlich 40 MDN 
die Forderung des unterhaltsberechtigten Kindes abge
golten. In anderen Fällen kann eine über den Kinder
geldzuschlag hinausgehende Unterhaltsverpflichtung 
ausgesprochen werden.

b) Bei Unterhaltsverpflichtungen von Bürgern, die 
zum Personenkreis der Verordnung über Ehrenpensio
nen für Kämpfer gegen den Faschismus und für Ver-
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